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Rechtshilfeverlrag zwischen der Tschechoslowakischen Republik 
und der Deutschen Demokratischen Republik

Von Dr. LADISLAV BYDZOVSK?,
Hauptabteilungsleiter im Justizministerium der Tschechoslowakischen Republik

Der Abschluß des Rechtshilfevertrages zwischen der 
Tschechoslowakischen Republik und der Deutschen 
Demokratischen Republik ist von großer politischer 
Bedeutung; dies wurde bei der Unterzeichnung dieses 
Vertrages anläßlich des Besuches der durch Minister­
präsident Otto Grotewohl geführten Regierungsdelega­
tion der Deutschen Demokratischen Republik beson­
ders betont. Die Freundschaft beider Staaten und ihre 
übereinstimmenden Anschauungen in politischen und 
wirtschaftlichen Fragen kamen in der gemeinsamen 
Erklärung der Regierungen unserer beider Nachbar­
staaten zum Ausdruck, die beim Abschluß des Besuches 
der Regierungsdelegation der Deutschen Demokrati­
schen Republik in Prag unterzeichnet wurde. Man 
kann daher diesen Vertrag nicht nur als eine Regelung 
über den Verkehr der Gerichte und anderer Justiz­
organe beider Staaten betrachten; er ist vielmehr ein 
Ausdruck der Freundschaft und des gegenseitigen Ver­
trauens zweier Staaten, die gemeinsame Ziele, gemein­
same Interessen und auch gemeinsame Feinde haben.

Der Rechtshilfevertrag ist ein weiterer wichtiger 
Beitrag zur Festigung des Lagers der friedliebenden 
und den Sozialismus aufbauenden Staaten, an deren 
Spitze die Sowjetunion steht. Seit Februar 1948, als 
die Tschechoslowakische Republik und ihr werktätiges 
Volk mit der verräterischen inneren Reaktion abrech­
nete, wurden schon ähnliche Verträge mit drei Volks­
demokratien, und zwar im Jahre 1949 mit der Pol­
nischen Volksrepublik, im Jahre 1951 mit der Ungari­
schen Volksrepublik und im Jahre 1954 mit. der Bul­
garischen Volksrepublik, abgeschlossen. Alle diese Ver­
träge haben die sich immer mehr erweiternden freund­
schaftlichen Beziehungen zwischen den Völkern dieser 
Länder und dem tschechoslowakischen Volk gefestigt. 
Sie festigen jene Beziehungen, die im gemeinsamen 
Kampf gegen Faschismus und Imperialismus ent­
standen. Zu diesen Verträgen tritt jetzt ein weiterer 
Vertrag hinzu: der Rechtshilfevertrag mit der Deut­
schen Demokratischen Republik. Auch von ihm gilt 
das, was über die bisher von der Tschechoslowakischen 
Republik abgeschlossenen Rechtshilfeverträge mit den 
Volksdemokratien gesagt wurde.

Der gemeinsame Kampf der Völker unserer beiden 
Staaten und der Sowjetunion gegen den schlimmsten 
Feind, den Hitlerfaschismus, zeigte dem tschechoslowa­
kischen Volk, daß eine ganze Reihe deutscher Bürger 
unter schwersten Bedingungen gegen diesen Feind 
kämpfte. Der Kampf gegen den Faschismus endete 
aber nicht mit dessen Niederlage, er geht weiter. Ge­
rade in der letzten Zeit, bei dem Verbot der KPD, 
zeigte es sich, wie wichtig es ist, alle fortschrittlichen 
Kräfte in Deutschland im Kampf gegen den wieder­
entstehenden Militarismus, der alle friedliebenden 
Staaten in Europa bedroht, zu unterstützen. Auch das 
tschechoslowakische Volk ist sich dieser Gefahr be­
wußt; daher steht es an der Seite des deutschen Volkes 
und wird sich immer bemühen, die den Frieden und 
die Sicherheit der Völker bedrohenden imperialistischen 
Elemente zu entlarven und zu bekämpfen.

Der Rechtshilfevertrag bedeutet einen Grundstein 
für die Zusammenarbeit wichtiger Staatsorgane, der 
Gerichte, Staaatsanwaltschaften und anderer Justiz­
organe, die über die fundamentalsten Rechte der Bür­
ger entscheiden. Durch diesen Vertrag wird den Ange­
hörigen des Vertragspartners der gleiche Rechtsschutz 
ihrer Person und ihres Vermögens garantiert, wie ihn 
die eigenen Angehörigen genießen. Sie haben freien 
Zutritt zu den Justiz- und anderen Organen, die auf 
dem Gebiet des Zivil-, Familien- und Strafrechts tätig 
sind. Dadurch wird es den Bürgern beider Länder 
ermöglicht, ihre Rechte ohne Verzug und Schwierig­
keiten vor den Justizorganen des anderen Staates 
wahrzunehmen. So kann ein Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik auf Grund des Vertrages vor 
den Justizorganen der Tschechoslowakischen Republik 
unter denselben Bedingungen wie ein tschechoslowa­
kischer Bürger auftreten. Dies ergibt sich aus allen 
Bestimmungen des besonderen Teils dieses Vertrages, 
wie z. B. aus der Bestimmung über die Befreiung von 
der Sicherheitsleistung im Zivilverfahren oder über die 
Kostenbefreiung.

Dieser unmittelbare Verkehr der Justizorgane be­
deutet eine wesentliche Beschleunigung ihrer Arbeit 
und eine Vereinfachung der Arbeit des Staatsapparats. 
Die zivil- und familienrechtlichen Entscheidungen der 
Gerichte eines Staates sind, soweit sie sich auf ver­
mögensrechtliche Ansprüche beziehen, auf dem Gebiet 
des anderen Staates grundsätzlich vollstreckbar. Dies 
ist besonders in familienrechtlichen Sachen, in denen 
eine schnelle Entscheidung fast immer dringend benö­
tigt wird, von großer Bedeutung. Dieser unmittelbare 
Verkehr der Justizorgane wird zur beiderseitigen An­
näherung dieser Organe und ihrer Arbeitskollektive, zu 
einem besseren Austausch von Erfahrungen zwischen 
den Justizorganen beider befreundeter Länder führen.

Die freundschaftlichen Beziehungen unserer Länder 
finden auch in den Sprachbestimmungen ihren Aus­
druck; danach werden die tschechoslowakischen Ge­
richte z. B. die Rechtshilfeersuchen in tschechischer 
Sprache an die Gerichte der Deutschen Demokratischen 
Republik übersenden und diese werden sich mit Zu­
schriften in deutscher Sprache an die tschechoslowa­
kischen Gerichte wenden. Die Justizorgane beider 
Länder können sich auch der russischen Sprache 
bedienen. — Die gleiche Gesinnung findet ferner ihren 
Ausdruck in den Bestimmungen, nach welchen die 
Justizorgane beider Länder bei Gewährung der Rechts­
hilfe keine gegenseitige Kostenerstattung fordern wer­
den. Die Kosten trägt immer der Staat, auf dessen Ge­
biete sie entstanden sind, auch, dann, wenn das Justiz­
organ des anderen Staates diese Kosten vom Teil­
nehmer des Verfahrens einzieht.

Der Rechtshilfevertrag enthält eine Reihe weiterer 
wichtiger Bestimmungen, die das Verfahren vor den 
Justizorganen, in denen ein Teilnehmer Angehöriger 
des anderen Vertragspartners ist, erleichtern und be­
schleunigen sollen. Neben allgemeinen Bestimmungen, 
die den Umfang und die Art der Gewährung der 
Rechtshilfe regeln, enthält der Vertrag zwei abge-
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